
1. Einleitung

Als das Bundesministerium des Inneren unter der Führung von Horst Seehofer

(CSU) im September 2020 bekanntgab, nach dem Vorbild des unabhängigen Ex-

pertenkreises Antisemitismus und der unabhängigen Kommission Antiziganismus

nun auch einen Unabhängigen Expertenkreis Muslimfeindlichkeit zu berufen,

war die Überraschung groß. Die Ankündigung kam deshalb überraschend, weil

der Bundesminister des Inneren als konservativer Politiker in Fragen der Ein-

wanderung und des Islams galt. Kurz nach seiner Ernennung zum Innenminister

im Kabinett Merkel IV, verneinte er in einem Interview mit der Bild-Zeitung die

Zugehörigkeit des Islams zu Deutschland und betonte zugleich, Deutschland dürfe

»aus falscher Rücksichtnahme« nicht »landestypische Traditionen« aufgeben (Zeit

online 2018a). Zugleich kündigte er an, eine neue Islamkonferenz einzuberufen,

»um über Integrationsprobleme vonMuslimen zu diskutieren« (ebd.).

Vier Jahre später, im Frühjahr 2022, erklärte die neu ernannte Innenministerin

der Ampel-Koalition, Nancy Faeser (SPD), die als entschlossene Kämpferin gegen

den Rechtsextremismus im Land gilt, dass der Islam »natürlich zu Deutschland«

gehöre. Sie wolle Deutschland zu einem »guten Integrationsland« machen, die Ar-

beitsmigration erleichtern und warnte im gleichen Atemzug vor dem »Islamismus«1

und einer Terrorgefahr im Inland (Zeit online 2022).

In diesen zwei höchst unterschiedlichen Positionierungen finden sich viele ty-

pische Elemente wieder, die den politischen Diskurs seit Jahren prägen: Pauscha-

le Aussagen über Muslim*innen, die verknüpft werden mit den Themen Integrati-

on, Migration, Terror, Arbeit/Leistungsbereitschaft und Islamismus. Die Warnung,

Deutschland sei zu nachgiebig gegenüberWertorientierungen,die nicht dem christ-

lich-jüdischenAbendland entsprächen, es schaffe sich durch seineKompromissbereit-

schaft sozusagen selbst ab, ist insbesondere aus rechtspopulistischen Kreisen be-

kannt, wird aber zunehmend auch von Teilen des politischen Mainstreams öffent-

lich artikuliert. Die dichotome Positionierung hinsichtlich der Un/Zugehörigkeit

1 Kursivierungen zeigen in dieser Arbeiteine Distanzierung des Autors von bestimmten Phra-

sen und Ausdrücken an und nicht eine Betonung. Dies soll die sonst gängigen Anführungs-

zeichen zum Anzeigen einer Distanzierung ersetzen und Verwechslungen mit Zitaten ver-

meiden.
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des Islams und Muslim*innen2 zu Deutschland ist ein seit vielen Jahren bekanntes

Narrativ des Islamdiskurses, die die Konfliktlinien innerhalb des politischen Sys-

tems offenlegt.

Mit Naika Foroutan gesprochen, kann man diese Konfliktlinie in einer sich

wandelnden (postmigrantischen) Gesellschaft als Spannungsverhältnis zwischen

»Pluralitätsaffinen« und »Pluralitätsverweiger*innen« bezeichnen (Foroutan/

Piening 2018: 21). Dieses Verhältnis ist nichts dem politischen Establishment In-

härentes oder Exklusives, sondern eine Fortsetzung gesellschaftlicher Bruchlinien

und Konflikte. Antimuslimische Abwehrhaltungen speisen sich aus einem sehr

alten Fundus historisch tradierter Topoi (vgl. Attia 2007). Ereignisse wie der 11.

September, die sogenannte Silvesternacht von Köln, der Terroranschlag auf den

Berliner Weihnachtsmarkt, die Fluchtmigration arabischer, muslimischer und als

solcher markierter Menschen sowie andere (Medien-)Ereignisse sind nicht der

Beginn des öffentlichen Sprechens über Islam und Muslim*innen in Deutschland,

das Sprechen nicht die Widerspiegelung bloßer Einstellungen und Ressentiments,

die sich aufgrund krisenhafter Ereignisse und Frustrationen verstärkt offenbaren,

sondern diese Ereignisse fungieren als Aktualisierungsinstanzen von im kulturel-

len Gedächtnis der Gesellschaft verankerten Imaginationen und antimuslimischen

Wissensbeständen über die orientalischen Anderen, dieMuslim*innen, den Islam.

Die auf diese Wissensbestände sich gründende, diskursiv konstruierte, dicho-

tomisierende Differenzordnung spiegelt sich in unterschiedlichen Teildiskursen

und einer Verschiebung von Sinnzuschreibungen wider: Die Problematisierung

von Migration und ihre Kopplung mit Islam (Halm 2008; Spielhaus 2018), der

Sicherheitsdiskurs, der sich verschiedener Bedrohungsszenarien bedient, wie is-

lamistischen Terrorismus sowie sogenannte Clankriminalität der Anderen (Attia u.a.

2021),die »Kulturangst« (Bade 2014) vorÜberfremdung, IslamisierungundderNorma-

lisierung islamischen Lebens sowie islamischerWerte und Normen in Deutschland

im Bereich der politischen Kultur. Die stark essentialisierende und kulturalisie-

rende Wahrnehmung und Diskursivierung verschleiert die soziale und politische

Struktur dieser Phänomene und führt alles auf die als inhärent unterstellten

Eigenschaften vonMuslim*innen zurück.

Bemerkenswert an antimuslimischen Topoi in Politik und Gesellschaft ist dar-

überhinausderUmstand,dass sie inden letzten Jahren eine sehr starkeAufwertung

und Normalisierung erfahren haben.Was im Gewand angeblich legitimer Islamkri-

tik daherkommt, ist häufig antimuslimisch konnotiert (Schneiders 2009; 2012; Ba-

de 2014). Autor*innen aus dem akademischen wie nicht-akademischen Bereich wie

2 In diesen Diskursen werdenMenschen häufig unter die Kategorie »muslimisch« subsumiert,

obwohl sie sich selbst nicht als muslimisch identifizieren. Im Folgenden soll aber meistens

auf umständliche Formulierungen wie »Muslim*innen und als solche Markierte« zugunsten

der Lesbarkeit verzichtet werden.
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Prof. Mouhanad Khorchide, Hamed Abdel Samad, Necla Kelek, Seyran Ates, Prof.

Susanne Schröter, Ahmad Mansour, Prof. Ruud Koopmans, tagesschau-Sprecher

Constantin Schreiber und viele andere wirken in unterschiedlicher Weise an der

Fortschreibung dieser Bilder und der Aufrechterhaltung einer hegemonialen Ord-

nungmit, dieMuslim*innen und deren Zugehörigkeit zuDeutschland einer Kondi-

tionalität unterwirft, die sich an von der »Dominanzgesellschaft« aufgestellten Kri-

terien messen lassen muss und demzufolge auch paternalistisch entzogen werden

kann, wenn sie denn gewährt wird (Rommelspacher 1995). Paradigmatisch bleiben

in diesem Zusammenhang der Fall Mesut Özil und der öffentliche Umgang damit.

Es ist anzunehmen, dass es auch in der Politik zu solchen diskursiven Mustern

des Ausschlusses und der Ausgrenzung kommt – ganz ähnlich, wie das in den Be-

reichen Gesellschaft und Medien der Fall ist. Während die Forschung zwischen la-

tenten undmanifesten (impliziten und expliziten) Formen antimuslimischer Bilder

und Sprechweisen unterscheidet, ist mit Halm und Fritzsche zunächst thesenhaft

festzustellen, dass es im politisch-parlamentarischen Raum im Gegensatz zu Me-

diendiskursen oder lebensweltlichenKontexten eher zu latenten Formen der Islam-

feindlichkeit unddes antimuslimischenRassismuskommt (Fritzsche2016: 10;Halm

2008).

Um diese Formen von Islamfeindlichkeit zu analysieren, sollen parteipolitische

Positionen über Muslim*innen und Islam systematisiert und entlang der genann-

ten diskursiven Dimensionen Sicherheitsdiskurs, Integrationsdiskurs und der Un/

Zugehörigkeitsdiskurs untersucht werden. In der Literatur gibt es bisher nur klei-

nere Untersuchungen zum offiziellen Diskurs bzw. solche, deren Untersuchungs-

zeitraum z.T. viele Jahre in der Vergangenheit liegt (Kap. 1.1.3).

Die Analyse wird dabei von den folgenden zentralen Forschungsfragen ange-

leitet: Was ist im politischen Raum Deutschlands über den Islam und Muslim*in-

nen sagbar? Welche antimuslimischen Wissensbestände werden durch Aussagen

de/thematisiert, un/sichtbar gemacht und somit für ir/relevant befunden? Welche

Argumente und Strategien werden diskursiv (ein-)gesetzt, um eine hegemoniale

Perspektive auf die Anderen zu erzeugen und aufrechtzuerhalten? Geschieht dies in

offener Weise, werden Aussagen moderiert/intensiviert? Welche Unterschiede las-

sen sich im politischen Spektrum feststellen?

Die Analyse beruht auf der Auswertung von Bundestagsdebatten undWahlpro-

grammen der im Bundestag vertretenen Parteien seit 2015 bis 2021. In diese Zeit

fallen wichtige Meilensteine der Islamdebatte in Deutschland sowie Katalysatoren

derselbenwie z.B.derAufstiegundFall vonDa´esh/ISIS,Terroranschläge inEuropa

und Deutschland, die Debatte um Asyl und Fluchtmigration 2015/2016, die Entste-

hung und Etablierung der AfD im parlamentarischen Raum sowie der ihr voraus-

gehenden Bewegung Pegida etc.
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